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Aktuelle Beiträge 

zum Architekten- und Vergaberecht 
 

 

 

 

Architektenrecht 
 
 

Vertrag über geologische  

Baubetreuung - Werkvertrag 
OLG Bamberg, BGH, Beschluss vom 

20.08.2025 - VII ZR 38/24 

 

 

Ein Vertrag über die geologische Bau-

betreuung, der u. a. die Betreuung der 

Bodenverbesserung und bestimmte 

geologische Untersuchungen des  

Planums bei einem Straßenbau- 

vorhaben zum Gegenstand hat, ist ein 

Werkvertrag. 

 

Der Auftraggeber hatte ein geo- 

logisches Institut mit verschiedenen 

Leistungen für eine geologische Bau-

betreuung beauftragt. Gegenstand der 

Beauftragung war u. a. die Betreuung 

der Bodenverbesserung und die Frage 

nach der korrekten Wahl und Ein-

bringung eines Bindemittels sowie 

die Information über erkennbare  

Fehler bei der Ausführung der  

Bodenverbesserungsarbeiten. Nach 

Durchführung der Baumaßnahme 

kam es zu starken Hebungen und  

Verformungen in der Fahrbahn. Der 

Auftragnehmer - vom Auftraggeber in 

Anspruch genommen - vertritt die 

Auffassung, er sei lediglich mit  

einzelnen Unterstützungsleistungen 

(mit einem geringen Zeitaufwand)  

beauftragt worden. 

 

Das Landgericht hat die Klage  

abgewiesen, das OLG Bamberg gab 

dem Auftraggeber recht. Auch ein  

geologischer Baubetreuungsvertrag 

ist ein Werkvertrag im Sinne von  

§ 631 BGB, dadurch gekennzeichnet, 

dass ein erfolgsbezogener Beitrag zur 

Verwirklichung eines Werkes zu  

leisten ist. Der Auftragnehmer schul-

dete nicht nur eine Dienstleistung, 

sondern eine erfolgsbezogene  

Tätigkeit. Das OLG argumentierte, 

der Auftragnehmer hatte seine aus 

diesem Vertrag resultierenden  

Pflichten in mehrfacher Hinsicht  

verletzt. Er war zur technischen  

Baubetreuung der Bodenver- 

besserungsarbeiten verpflichtet. Es 

handelt sich hierbei um eine  

erfolgsbezogene Pflicht dahingehend, 

dass der Auftragnehmer die Über- 

prüfung und Mitteilung, inwieweit die 

Verbesserungsarbeiten fachgerecht 

ausgeführt wurden, schuldet. An der 

Erfolgsbezogenheit ändert sich auch 

dann nichts, wenn die technische 

Baubetreuung nur präventiv und 

stichprobenartig erfolgt. Auch  

stichprobenartige Kontrollen sind 

eine erfolgsbezogene Tätigkeit. 

 

Die Haftung für eine solche Bau- 

stellenkontrolle ist unabhängig von 

der vereinbarten Honorarhöhe. 

 

Der mit stichprobenhaften Qualitäts-

kontrollen beauftragte Auftragnehmer 

haftet für die auftretenden Mängel  
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- die er hätte erkennen können - neben 

dem bauausführenden Unternehmen 

als Gesamtschuldner. Auch dies hat 

das OLG im vorliegenden Fall zu-

treffend entschieden. (Dr. B) 

 
 

Gestörter Planungsablauf  

- Ansprüche für Planer? 
 

 

Bei Architekten- und Ingenieur- 

verträgen führen Störungen im  

Planungsablauf regelmäßig zu  

erheblichen wirtschaftlichen Nach-

teilen für die Auftragnehmer. Weder 

die HOAI, noch das BGB enthalten 

hier aber ein spezielles, den  

Besonderheiten dieses Vertragstypus 

gerecht werdendes Störungs- 

folgenrecht. Die VOB/B hat in 

§ 6 VOB/B ein etabliertes Muster- 

bedingungswerk, das solche Folgen 

regelt. An solchen Standards fehlt es 

für Planerverträge. (Anders hingegen 

die HOAS, Honorarordnung für  

Ausstellungsgestaltung, Fassung (2)  

- 2022. Hier ist in § 17 detailliert  

geregelt, welche Ansprüche der  

Auftragnehmer bei durch ihn nicht zu 

vertretenden Projektzeitverlängerun-

gen hat.) Aus diesem Grund gibt es 

immer wieder Probleme bei der 

Frage, ob den Auftragnehmern bei  

gestörtem Planungs- und Über- 

wachungsablauf über das Honorar 

hinausgehende Ansprüche zustehen. 

 

Grundsätzlich muss man sagen, dass 

kein Rechtssatz existiert, wonach der 

Auftragnehmer sämtliche störungs-

bedingt entstandenen Nachteile  

ersetzt verlangen kann. Er muss  

vielmehr die einzelnen Voraus- 

setzungen der Anspruchsgrundlagen 

schlüssig darlegen und beweisen  

können. 

Innerhalb des HOAI-Anwendungs-

bereichs ist eine gesonderte  

Vergütung der änderungsbedingten 

Leistungszeitverlängerung meist 

nicht begründbar, da das HOAI- 

Vergütungsmodell zeit- und auf- 

wendungsunabhängig ist. 

 

Nach §§ 650q Abs. 1, 642 BGB kann 

der Architekt eine angemessene  

Entschädigung verlangen, wenn der 

Auftragnehmer eine erforderliche 

Mitwirkungshandlung unterlässt. Bei 

einer Leistungsbeschreibung auf 

Grundlage der HOAI-Leistungsbilder 

jedoch obliegt es dem Auftraggeber, 

seinem Auftragnehmer die erforder-

lichen Planungsbeiträge Dritter oder 

den zu überwachenden Bauablauf 

rechtzeitig zur Verfügung zu stellen. 

Nur wenn der Auftraggeber diesen 

Verpflichtungen nicht nachkommt, 

entsteht ein solcher Anspruch. Das 

bloße „länger Dauern“ der Baustelle 

als ursprünglich gedacht, reicht für 

sich alleine nicht aus. 

 

Auch ein Anspruch auf Schadens- 

ersatz wegen Mitwirkungsverzuges 

scheitert regelmäßig daran, dass die 

vereinbarte Mitwirkungshandlung 

des Auftraggebers nur als Obliegen-

heit zu qualifizieren ist und nicht als 

Vertragspflicht und auch die Störung 

der Geschäftsgrundlage nach 

§ 313 BGB scheidet in den allermeis-

ten Fällen aus, da sich die Vertrags-

parteien bereits bei Vertragsschluss 

selten konkrete Vorstellungen über 

die Leistungszeit gemacht haben. 

Hier müsste schon ein eklatantes 

Missverhältnis zwischen der vertrag-

lichen Leistungszeit und der  

tatsächlichen Dauer liegen. 

 

Einzig die HOAS hat für diesen Fall 

explizit Regelungen getroffen! 
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Aus diesem Grunde sollte bei der  

Gestaltung von Architektenverträgen 

an diese Möglichkeit gedacht werden. 

(Dr. B) 

 
 

Vergaberecht 
 

 

Neue EU-Schwellenwerte ab 

01.01.2026 
 

 

Die Europäische Kommission hat am 

23.10.2025 die neuen Schwellenwerte 

für das EU-Vergaberecht im EU-

Amtsblatt veröffentlicht. Diese gelten 

ab dem 01. 01.2026 und bedürfen 

keiner Umsetzung durch den 

deutschen Gesetzgeber. 

 

Die Anpassung erfolgt turnusmäßig 

alle zwei Jahre auf Grundlage des 

Government Procurement Agreement 

(GPA). Die Schwellenwerte werden 

in Sonderziehungsrechten (SZR)  

ausgedrückt - einer künstlichen  

Währungseinheit des Internationalen 

Währungsfonds - und anschließend in 

Euro umgerechnet. Aufgrund von 

Wechselkursänderungen kommt es zu 

leichten Abweichungen gegenüber 

den bisherigen Werten. 

 

 

Neue Schwellenwerte im  

Überblick: 

 

1. Richtlinie für klassische öffentliche 

Auftraggeber (2014/24/EU): 

 

• Bauleistungen: 

 

 5.404.000 EUR 

 (bisher: 5.538.000 EUR) 

 

• Liefer-/Dienstleistungen - 

 obere und oberste Bundes- 

 behörde: 

 

 140.000 EUR 

 (bisher: 143.000 EUR) 

 

• Liefer-/Dienstleistungen (alle  

 übrigen öffentlichen Auftrag- 

 geber): 

 

 216.000 EUR 

 (bisher: 221.000 EUR) 

 

 

2. Sektorenrichtlinie  

 (2014/25/EU): 

 

• Bauleistungen: 

 

 5.404.000 EUR  

 (bisher: 5.538.000 EUR) 

 

• Liefer-/Dienstleistungen:  

 

 432.000 EUR 

 (bisher: 443.000 EUR) 

 

 

3. Konzessionsrichtlinie 

 (2014/23/EU): 

 

• Einheitlicher Schwellenwert: 

 

 5.404.000 EUR  

 (bisher: 5.538.000 EUR) 

 

 

4. Verteidigung und Sicher- 

 heit: 

 

 Die Veröffentlichung der  

 entsprechenden Schwellen

 werte steht noch aus. Es ist je

 doch davon auszugehen, dass 

 sie den Werten der Sektoren

 richtlinie entsprechen. (IF) 
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„Eine bloße Anmerkung ist noch 

lange keine Rüge“ 
VK Sachsen-Anhalt, Beschluss vom 

07.04.2025 - 3 VK LSA 47-49/24 

 

 

In einem aktuellen Beschluss vom 

07.04.2025 (Az. 3 VK LSA 47-49/24) 

hat die Vergabekammer Sachsen- 

Anhalt eindrücklich klargestellt: 

 

An eine wirksame Rüge werden zwar 

keine überzogenen, aber dennoch 

klare Mindestanforderungen gestellt. 

Wer diese verfehlt, riskiert nicht nur 

die Präklusion des gerügten  

Verstoßes, sondern auch aller nach-

folgenden Folgefehler – mit  

gravierenden Konsequenzen für den 

Rechtsschutz. 

 

Ein präqualifizierter Bieter wurde im 

Rahmen einer öffentlichen Aus-

schreibung von Bauleistungen  

aufgefordert, für sich und seinen 

Nachunternehmer u. a. eine aktuelle 

Steuerbescheinigung im Original  

vorzulegen. Der Bieter reagierte mit 

einer E-Mail, in der er „kurz  

anmerkte", dass präqualifizierte  

Unternehmen nicht aus formellen 

Gründen ausgeschlossen werden 

dürften. Gleichzeitig kündigte er an, 

die Unterlagen „selbstverständlich" 

nachzureichen – was jedoch für den 

Nachunternehmer erst verspätet  

geschah. 

 

Nach Ausschluss seines Angebots 

wegen Unvollständigkeit leitete der 

Bieter ein Nachprüfungsverfahren ein 

und rügte nachträglich die  

Rechtmäßigkeit der ursprünglichen 

Nachforderung. 

 

Die Vergabekammer erklärte den 

Nachprüfungsantrag für unzulässig: 

 

A. Keine wirksame Rüge 

 

Die „kurze Anmerkung" in der  

E-Mail vom 30.09.2024 erfüllte nicht 

die Mindestanforderungen an eine 

Rüge. Es fehlte an einem erkennbaren 

Abhilfeverlangen. Der Bieter hatte le-

diglich seine Rechtsauffassung mit-

geteilt, jedoch nicht zum Ausdruck 

gebracht, dass er vom Auftraggeber 

eine Korrektur des Nachforderungs-

schreibens erwartete. Im Gegenteil: 

Er stellte sogar in Aussicht, die  

Unterlagen „selbstverständlich" bei-

zubringen. 

 

B. Folgefehler präkludiert 

 

Da die ursprüngliche Nachforderung 

nicht rechtzeitig gerügt wurde, war 

auch der spätere Angebotsausschluss 

als Folgefehler präkludiert. Die  

Präklusionswirkung erstreckt sich auf 

alle nachfolgenden Verstöße, die sich 

als bloße Fortsetzung des ungerügten 

Fehlers darstellen. Der Bieter konnte 

sich daher nicht mehr darauf berufen, 

dass die Nachforderung von  

Unterlagen trotz Präqualifikation 

rechtswidrig gewesen sei. 

 

C. Keine Akteneinsicht 

 

Aufgrund der Unzulässigkeit des 

Nachprüfungsantrags versagte die 

Kammer dem Bieter jegliche  

Akteneinsicht. Eine Offenlegung  

weiterer Unterlagen würde lediglich 

eine unstatthafte Ausforschung des 

Verhaltens des Auftraggebers er-

möglichen. 
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Fazit: 

 

Die Entscheidung zeigt exemplarisch, 

wie weitreichend die Folgen der  

sogenannten Folgefehlerlehre sein 

können. Diese Rechtsfigur besagt: 

Wird ein Vergabefehler nicht recht-

zeitig gerügt, sind grundsätzlich auch 

alle nachfolgenden Verfahrens-

schritte, die auf diesem Fehler auf-

bauen oder ihn lediglich fortsetzen, 

der nachträglichen Überprüfung  

entzogen. 

 

Im vorliegenden Fall bedeutete dies 

konkret: Weil der Bieter die Nach-

forderung der Unterlagen trotz 

Präqualifikation nicht wirksam gerügt 

hatte, konnte er sich später nicht mehr 

dagegen wehren, dass sein Angebot 

wegen verspäteter Vorlage dieser  

Unterlagen ausgeschlossen wurde. 

Der Ausschluss war ein klassischer 

Folgefehler – die vermeintlich  

rechtswidrige Nachforderung setzte 

sich in der Anwendung der  

Verfahrensbestimmungen lediglich 

fort. 

 

Die Kammer stellte klar: Es handelt 

sich um einen untrennbaren Zu- 

sammenhang. Der präkludierte Fehler 

(Nachforderung) und der nach- 

folgende Verfahrensschritt  

(Ausschluss) können nicht von- 

einander getrennt geprüft werden. 

Wer den ersten Fehler nicht recht- 

zeitig angreift, verliert auch den 

Rechtsschutz gegen alle daraus  

folgenden Maßnahmen. (GS) 

 

 

 

 

 

Regensburg / Passau 

im November 2025 


